
Migranten als Mitbürger wahrnehmen 
Die am Montag publizierte Integrationsstudie bestätigt die bisherigen Erfahrungen des VMR, sagt der stv. Geschäftsführer Christian Blank. 

Interview: Oliver Beck 
 
Als Bestandteil der Arbeits-
gruppe Integrationsstrategie 
war der Verein für Menschen-
rechte (VMR) in die Auftrags-
vergabe für die Studie «Inte-
gration in Liechtenstein: 
Sozioökonomische Potenzia-
le und Spannungsfelder» 
involviert. Weshalb ist diese 
Untersuchung wichtig? 
Christian Blank: Die Studie bie-
tet eine optimale wissenschaft-
liche Grundlage für die Aktuali-
sierung der Integrationsstrate-
gie. Sie enthält eine umfassende 
Bestandsaufnahme der rechtli-
chen, strukturellen und institu-
tionellen Rahmenbedingungen 
unter Einbezug der Sicht von 
Migrantinnen und Migranten. 
Damit gibt sie einen wertvollen 
Gesamtüberblick über die Mi-
grations- und Integrationsthe-
matik in Liechtenstein. Die Stu-
die zeigt auf, ob der eingeschla-
gene Weg in die richtige 
Richtung geht und welche 
Schritte noch notwendig sind.  

Haben sich die Erwartungen 
des Vereins an die Studie 
erfüllt? 
Ja. Sie bestätigt die Erkenntnis-
se aus der Praxis des VMR. Ein-
zelne Bereiche, wie bspw. der 
Zugang zum Arbeitsmarkt, 
konnten zwar nicht abschlies-
send untersucht werden, trotz-
dem wurden wertvolle Grund-
lagen für weitere Untersuchun-
gen gelegt.  

Welches Zwischenzeugnis 
würden Sie Liechtenstein in 
Sachen Integration auf Basis 
der Studie ausstellen? 
Liechtenstein steht in seinen In-
tegrationsbemühungen grund-
sätzlich gut da. Die gesetzlichen 
Grundlagen und das Integrati-
onskonzept von 2010 sind ver-
einbar mit einem modernen In-
tegrationsbegriff, wie er in der 
Studie präsentiert wird. Die Stu-
die zeigt aber auch, dass der 
Wille zur Umsetzung von Mass-
nahmen nötig ist und es die  
dafür notwendigen Strukturen 
und Ressourcen braucht. 
Gleichzeitig braucht es die Of-
fenheit sowohl der Aufnahme-
gesellschaft als auch der Mi-
grantinnen und Migranten, um 
ein konstruktives Zusammenle-
ben zu ermöglichen. In diesen 
Bereichen gibt es noch Verbes-
serungspotenzial.  

Migranten, aber auch Exper-
ten berichten von ungleichen 
Chancen und Vorbehalten in 
verschiedenen Lebensberei-
chen, etwa im Bildungssys-
tem oder auf dem Arbeits-
markt. Hat Liechtenstein ein 

Problem mit institutioneller 
Diskriminierung? 
Inwiefern Migranten in Liech-
tenstein institutionell diskrimi-
niert werden, könnte man da-
ran messen, ob sie – gemäss 
dem in der Studie präsentierten 
modernen Integrationsbegriff – 
eine chancengerechte Teilhabe 
geniessen und die Möglichkeit 
haben, individuelle Lebensent-
würfe anhand ihrer Potenziale 
in gleichem Ausmass zu ver-
wirklichen wie Liechtensteiner 
Staatsbürgerinnen und Staats-
bürger. Die Studie belegt durch 
die Interviews, aber auch durch 
frühere Studien, dass eine Be-
nachteiligung von Migrantin-
nen und Migranten zumindest 
wahrgenommen wird.  

Wie schätzen Sie hier den 
Handlungsbedarf ein? Und 
wie könnten Verbesserun-
gen erreicht werden? 
Um eine bessere Chancen-
gleichheit herzustellen und ge-
rechte Perspektiven zu schaffen, 
braucht es einen Wandel hin zu 
einer Ressourcenorientierung. 
Migrantinnen und Migranten 
müssen die Möglichkeit haben, 
ihre Potenziale in gleichem Aus-
mass wie Einheimische zu nut-
zen. Dafür braucht es auch eine 
erhöhte Wertschätzung und 
zielgerichtete Massnahmen auf 
institutioneller Ebene.  

Die Studie betont auch die 
fehlende Möglichkeit politi-
scher Partizipation. Ist Inte-
gration ohne ein gewisses 
Mass an Mitbestimmung 
überhaupt abschliessend 
möglich? 
Das Ziel der Integration ist eine 
chancengerechte Teilhabe, die 
Möglichkeit, einen Lebensent-
wurf anhand seiner individuel-
len Möglichkeiten zu verwirkli-
chen, und Offenheit gegenüber 
gesellschaftlichem Wandel. 
Dazu gehört auch die politische 
Partizipation. Hier ist Liechten-
stein formell sehr restriktiv. So 
sind die Hürden für eine Ein-
bürgerung weiterhin hoch, und 
es gibt beispielsweise kein kom-
munales Wahlrecht für langein-
gesessene Migrantinnen und 
Migranten. Somit sind die Ein-
flussmöglichkeiten auf die un-
mittelbare Lebenswirklichkeit 
gering. Eine solche Möglichkeit 
würde den Identifikationsfaktor 
erhöhen und die Integration 
weiter fördern.  

Sind zugewanderte Perso-
nen in Liechtenstein vom 
politischen Leben denn 
völlig abgeschnitten? 
Migrantinnen und Migranten 
haben verschiedene Möglich-
keiten, beispielsweise über Par-
teimitgliedschaften, Kommis-
sionen, Elternvereinigungen, 

Vereine und Nichtregierungs-
organisationen am politischen 
und gesellschaftlichen Leben 
teilzunehmen. Inwiefern sie 
diese Möglichkeiten nutzen 
und ob der Zugang zu Gremien 
etc. auch in der Praxis für alle 
gleichermassen offen ist, ist je-
doch zu hinterfragen. 

Befindet sich Liechtenstein 
eingedenk der nahenden 
Abstimmung über die Ein-
führung der doppelten 
Staatsbürgerschaft auf dem 
richtigen Weg? 
Die Richtung stimmt, wenn 
auch der Weg nur zögerlich ge-
gangen wird. Einerseits müsste 
der Zugang zur Einbürgerung 
erleichtert werden und für alle 
gleich geregelt sein. Das gilt 
auch für die doppelte Staatsbür-
gerschaft. Mit der vorgeschla-
genen Bestimmung sind bei-
spielsweise Drittstaatsange- 
hörige von der doppelten 
Staatsbürgerschaft ausge-
schlossen. Damit wird erneut 
eine Ungleichheit gesetzlich ze-
mentiert. Grundsätzlich zeigt 
sich jedoch, etwa in den Beiträ-
gen des Liechtenstein-Instituts 
(vgl. LI-Fokus Ausgabe 1/2018) 
oder der von der Eidgenössi-
schen Migrationskommission 
herausgegebenen Studie von 
Dezember 2018, dass die dop-
pelte Staatsbürgerschaft bzw. 

generell eine erfolgte Einbürge-
rung zu einer verbesserten Inte-
gration beiträgt.  

Integration darf nicht nur die 
Zugewanderten fokussieren, 
sondern muss auch die 
aufnehmende Gesellschaft 
adressieren. Sehen Sie den 
von der Studie diesbezüglich 
in Liechtenstein konstatier-
ten Mangel auch?  
Wie die Studie ist der VMR der 
Meinung, dass Liechtenstein 
eine Einwanderungsgesell-
schaft ist, die vielfältig zusam-
mengesetzt ist und verschiede-
ne kulturelle und religiöse Hin-
tergründe vereint. Die Wahr- 
nehmung der liechtensteini-
schen Gesellschaft, der Auf-
nahmegesellschaft, muss sich 
daher in diese Richtung entwi-
ckeln. Migrantinnen und Mi-
granten sollen nicht als Gäste, 
sondern noch vermehrt als Mit-
bürgerinnen und Mitbürger mit 
Potenzialen, Ressourcen und 
Rechten gesehen werden. Das 
Bekenntnis zu einer inklusiven 
Gesellschaft ist ein wichtiger 
Schritt, den wir gemeinsam für 
ein erfolgreiches Zusammenle-
ben treffen können. 
 
Als zentrale Handlungsemp-
fehlung führt die Studie die 
Schaffung einer Fachstelle 
Integration ins Feld. Wes-

halb ist eine solche Instituti-
on wichtig? 
Integrationsarbeit ist eine lang-
fristige Querschnittaufgabe in 
Richtung einer nachhaltigen 
Gesellschaft. Eine solche Auf-
gabe kann nur mittels einer ko-
ordinierenden Stelle bewältigt 
werden. Diese muss zusammen 
mit Politik, Gemeinden und Be-
hörden Strategien weiterentwi-
ckeln, Verbindlichkeit für die 
Umsetzung von Massnahmen 
herstellen und die Wirksamkeit 
dieser überprüfen. Zudem kön-
nen so die Kommunikation  
und der Informationsaustausch 
zwischen wichtigen Akteuren 
sichergestellt und allenfalls ver-
schiedene Fachgruppen zu ein-
zelnen Integrationsbereichen 
koordiniert werden.  

Weshalb fehlt in Liechten-
stein eine solche Stelle  
bislang? 
Bei der Verwaltungsreform 
wurden die Integrationsaufga-
ben zwischen dem Ausländer- 
und Passamt (Sprachförderung, 
Integrationsvereinbarung und 
Staatskundeprüfung) und dem 
Fachbereich Chancengleichheit 
des Amtes für Soziale Dienste 
(Projektförderung) aufgeteilt. 
Eine übergreifende Stelle gibt 
es im Integrationsbereich je-
doch seither nicht mehr. Dem-
entsprechend wurde beispiels-
weise der Massnahmenkatalog 
des Integrationskonzeptes von 
2010 auch nie vollständig um-
gesetzt.  
 
Wäre der Verein für Men-
schenrechte eine Institution, 
welche die von Ihnen skiz-
zierte Funktion ausfüllen 
könnte? 
Nein, das ist eine klare staatli-
che Aufgabe, die durch das Mi-
nisterium für Gesellschaft er-
füllt werden muss. Die Aufgabe 
des VMR ist die Förderung der 
Selbstorganisation von Migran-
tinnen und Migranten, das Un-
terstützen von niederschwelli-
gen Anlaufstellen wie bspw. das 
vom VMR aufgegleiste Projekt 
Horizont, die Beratung von Mi-
grantinnen und Migranten in 
ihren Rechten sowie die Beob-
achtung bzw. das Monitoring 
der Umsetzung der Integrati-
onsstrategie. 
 

Hinweis 
Die Studie «Integration in Liech-
tenstein: Sozioökonomische 
Potenziale und Spannungsfel-
der» des Schweizerischen 
Kompetenzzentrums für Men-
schenrechte und der FHS  
St. Gallen ist auf der Webseite 
des Gesellschaftsministeriums 
verfügbar.

Christian Blank, stv. Geschäftsführer des Vereins für Menschenrechte in Liechtenstein.  Bild: zvg
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